SCHLESWIG-HOLSTEINISCHER LANDTAG 28. Marz 2024
20. Wahlperiode

Unterrichtung 20/145

der Landesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung von Planungs- und Genehmi-
gungsverfahren im Infrastrukturbereich

Die Landesregierung unterrichtet den Schleswig-Holsteinischen Landtag unter Hin-
weis auf Artikel 28 Absatz 1 der Verfassung des Landes Schleswig-Holstein in Ver-
bindung mit dem Parlamentsinformationsgesetz

Federfuhrend ist das Ministerium fur Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und
Tourismus.

Zustandiger Ausschuss: Wirtschafts- und Digitalisierungsausschuss






Schleswig-Holstein }‘ Schleswig-Holstein
Der echte Norden Ministerium fir Wirtschaft,
‘: Verkehr, Arbeit, Technologie

und Tourismus

Ministerium fir Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie Minister
und Tourismus | Postfach 7128 | 24171 Kiel

Prasidentin des
Schleswig-Holsteinischen Landtages
Frau Kristina Herbst

Landeshaus

24105 Kiel

27. Marz 2024

Sehr geehrte Frau Préasidentin,

den beiliegenden Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung von Planungs- und
Genehmigungsverfahren im Infrastrukturbereich Gbersende ich unter Hinweis auf Artikel
28 Absatz 1 der Verfassung des Landes Schleswig-Holstein in Verbindung mit dem
Parlamentsinformationsgesetz mit der Bitte um Kenntnisnahme. Der Gesetzentwurf ist
gleichzeitig den zu beteiligenden Verbanden zur Anhérung zugeleitet worden.

Claus Ruhe adsen

Dienstgebaude: Disternbrooker Weg 94, 24105 Kiel (Barrierefreier Zugang) | Telefon 0431 988-4760 | Telefax 0431 988-4700 |
empfang@wimi.landsh.de | DE-Mail: poststelle@wimi.landsh.DE-MAIL.de | www.schleswig-holstein.de/wirtschaftsministerium |
E-Mail-Adressen: Kein Zugang fur elektronisch signierte und verschlisselte Dokumente.
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Gesetzentwurf

der Landesregierung - Minister fur Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technolo-
gie und Tourismus

Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung von Planungs- und Ge-

nehmigungsverfahren im Infrastrukturbereich
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Gesetzentwurf der Landesregierung

Gesetz zur Beschleunigung von Planungs- und Genehmigungsverfahren im Inf-

rastrukturbereich

A. Problem

Die Wirtschaft in Schleswig-Holstein hat enorme Entwicklungschancen, welche nicht
zuletzt in der Transformation hin zu einem wirtschaftlich starken und klimaneutralen
Industrieland begriindet werden. Die zligige Umsetzung notwendiger Infrastruktur-
projekte wird jedoch haufig durch langwierige Planungs- und Genehmigungsverfah-
ren erschwert. Dies hat zahlreiche Ursachen, insbesondere werden die materiellen
Anforderungen im Umweltbereich immer komplexer und der Fachkraftemangel nimmt
zu. Auch einige verfahrensrechtliche Anforderungen stehen einer schnellen Vorha-
benumsetzung entgegen. Zwar wurden in den letzten Jahren u. a. im Stral3en- und
Wegegesetz des Landes Schleswig-Holstein (StrWG) zahlreiche planungsbeschleu-

nigende Elemente aufgenommen, es gibt aber weiteren Optimierungsbedarf.

B. Losung

In einem umfassenden Normenscreening der Landesregierung wurden verschiedene
Beschleunigungsansétze fir Planungs- und Genehmigungsverfahren auf Landes-
ebene identifiziert. Ein erster Teil dieser Ansétze soll mit diesem Gesetzentwurf um-

gesetzt werden.

Konkret sollen Anpassungen erfolgen im StrwWG im Bereich des Planfeststellungs-
und Genehmigungsrechts, im Landesnaturschutzgesetz betreffend die Berlcksichti-
gung der Verletzung bestimmter Verfahrens- und Formvorschriften sowie Mangeln in
der Abwagung, im Landes-UVP-Gesetz im Bereich der UVP-Vorprufungspflicht fur
straRenbegleitende Radwege und im Landesverwaltungsgesetz im Bereich der Be-

teiligungspflichten bei Plangenehmigungen.

C. Alternativen

Keine.

D. Kosten und Verwaltungsaufwand
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1. Kosten

Der mogliche Verzicht auf ein Planfeststellungsverfahren bei UVP-pflichtigen Vor-
haben zugunsten der Méglichkeit der Durchfiihrung eines Plangenehmigungsver-
fahrens kann aufgrund des damit u. a. entfallenden Erorterungstermins zu einer
Ersparnis von Mietkosten fur bspw. Raume und Soundtechnik fihren. Der Ver-
zicht auf einen Erérterungstermin im Rahmen eines Planfeststellungsverfahrens
ist jedoch bereits jetzt mdglich, sodass voraussichtlich nur eine geringfligige zu-

satzliche Kostenersparnis zu erwarten ist.

2. Verwaltungsaufwand

Bei der Durchfiihrung eines Plangenehmigungsverfahrens anstelle eines Plan-
feststellungsverfahrens entfallt mit der Notwendigkeit eines Erdrterungstermins
der dazugehdrige Verwaltungsaufwand, der durch Vor- und Nachbereitung des
Termins anfallen wirde. Hierzu gehéren u. a. der Organisationsaufwand fir die
Bekanntmachung und Buchung der Ortlichkeit und die anschlieRende Protokollie-
rung der Ergebnisse. Der konkrete Verfahrensaufwand ist jeweils von den Beson-
derheiten der einzelnen Vorhaben abhangig und lasst sich daher nicht in einer

konkreten monetaren GrolRe darstellen.

3. Auswirkungen auf die private Wirtschaft

Die Nichtdurchfihrung von Erérterungsterminen bei Plangenehmigungsverfahren
kann bei UVP-pflichtigen Vorhaben zum Entfallen von Anreisekosten von Be-
troffenen fihren. Auch hier sind die Kosten sehr individuell und lassen sich daher
nicht konkret darstellen.

E. Nachhaltigkeit

Das Vorhaben hat keine Auswirkungen auf die Handlungsfelder. Das Vorhaben hat

keine direkten oder indirekten Auswirkungen auf die Treibhausgasemissionen.

F. Landerubergreifende Zusammenarbeit

Nein.
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G. Information des Landtages nach Artikel 28 der Landesverfassung in Verbin-

dung im dem Parlamentsinformationsgesetz
Erfolgt geman § 2 Parlamentsinformationsgesetz nach der ersten Kabinettsbefas-
sung.
H. Federfuhrung

Federflihrend ist das Ministerium fur Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und

Tourismus.
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Gesetz zur Beschleunigung von Planungs- und Genehmigungsverfahren im Inf-

rastrukturbereich
Vom ...

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1
Anderung des StraRen- und Wegegesetzes
Das Stral3en- und Wegegesetz des Landes Schleswig-Holstein in der Fassung der
Bekanntmachung vom 25. November 2003 (GVOBI. Schl.-H. S. 631, ber. 2004 S.
140), zuletzt ge&ndert durch Gesetz vom 3. Mai 2022 (GVOBI. Schl.-H. S. 622), wird

wie folgt geandert:

1. Die Inhaltstibersicht wird wie folgt geéndert:
Nach der Angabe zu § 40f wird folgende Angabe zu 8§ 40g eingefligt:
.8 40g Rechtsbehelfe”

2. 8 39a Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geandert:
a) Nach dem Wort ,Planung” werden die Wérter ,,und Baudurchfihrung* ein-
geflugt.
b) Nach dem Wort ,notwendige” werden die Worter ,KampfmittelrAumungen,

archaologische Untersuchungen und Bergungen ebenso wie* eingefligt.

3. 8§40 wird wie folgt geandert:
In Absatz 4 wird folgender Satz 2 eingefligt:
,Eine Anderung im Sinne des Satzes 1 liegt insbesondere nicht vor, wenn die
Anderung der StralRe im Zuge des Wiederaufbaus nach einer Naturkatastro-
phe erforderlich ist, um die Stral3e vor Naturereignissen zu schitzen, und in

einem raumlich begrenzten Korridor entlang des Trassenverlaufs erfolgt.”

4. § 40a Nummer 2 erhélt folgende Fassung:
.2.  Soll ein ausgelegter Plan geandert werden, so soll von der Erdrterung
im Sinne des 8§ 140 Absatz 6 Landesverwaltungsgesetz und des § 4
Absatz 1 Nummer 2 des Landes-UVP-Gesetzes in Verbindung mit § 18
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Absatz 1 Satz 4 des Gesetzes uber die Umweltvertraglichkeitsprifung
abgesehen werden.”

5. 840b Absatz 1 erhélt folgende Fassung:
»(1) Fur Planfeststellungsbeschluss und Plangenehmigung gelten 8 141 des
Landesverwaltungsgesetzes und 8 4 Absatz 1 des Landes-UVP-Gesetzes mit
der Maf3gabe, dass abweichend von § 141 Absatz 6 Nummer 4 des Landes-
verwaltungsgesetzes fur ein Vorhaben, fir das nach dem Landes-UVP-Gesetz
eine Umweltvertraglichkeitsprufung durchzufihren ist, an Stelle eines Plan-
feststellungsbeschlusses eine Plangenehmigung erteilt werden kann. Im Ubri-
gen findet das Landes-UVP-Gesetz mit Ausnahme der dort in § 4 Absatz 1 ge-
regelten entsprechenden Anwendbarkeit des 8§ 21 Absatz 3 des Gesetzes

Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung Anwendung.”

6. Nach § 40f wird folgender neuer § 40g eingeflgt:
.8 40g Rechtsbehelfe
Die Anfechtungsklage gegen einen Planfeststellungsbeschluss oder eine
Plangenehmigung fiir den Bau oder die Anderung von LandesstralRen hat

keine aufschiebende Wirkung.*

7. Nach § 43 Absatz 1 wird folgender Absatz 1a eingefugt:
»(1a) Der Trager des Vorhabens kann verlangen, dass bereits nach Ablauf der
Einwendungsfrist nach 8§ 140 Absatz 4 des Landesverwaltungsgesetzes eine
vorzeitige Besitzeinweisung in das Grundsttick eines Dritten durchgefuhrt
wird. In diesem Fall ist der nach dem Verfahrensstand zu erwartende Planfest-
stellungsbeschluss oder die zu erwartende Plangenehmigung dem vorzeitigen
Besitzeinweisungsverfahren zugrunde zu legen. Der Besitzeinweisungsbe-
schluss ist mit der aufschiebenden Bedingung zu verbinden, dass sein Ergeb-
nis durch den Planfeststellungsbeschluss oder die Plangenehmigung bestétigt
wird. Wird das Ergebnis des Besitzeinweisungsbeschlusses durch den Plan-
feststellungsbeschluss oder die Plangenehmigung nicht bestétigt, ist ein neuer
Besitzeinweisungsbeschluss auf der Grundlage des ergangenen Planfeststel-

lungsbeschlusses oder der ergangenen Plangenehmigung herbeizufihren.”
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Artikel 2
Anderung des Landesverwaltungsgesetzes
Das Landesverwaltungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Juni
1992 (GVOBI. Schl.-H. S. 243, ber. S. 534), zuletzt geandert durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 14. Dezember 2023 (GVOBI. Schl.-H. S. 638)], wird wie folgt geandert:

§ 141 Absatz 6 Satz 1 Nummer 2 erhéalt folgende Fassung:

»2. das Benehmen hergestellt worden ist

a) mit den Tragern offentlicher Belange, deren Aufgabenbereich berthrt wird,

b) mit vom Land Schleswig-Holstein gemal § 3 Absatz 1 und 3 des Umwelt-
Rechtsbehelfsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. August
2017 (BGBI. I S. 3290), zuletzt geandert durch Artikel 14b des Gesetzes vom
22. Dezember 2023 (BGBI. | Nr. 405), anerkannten Naturschutzvereinigungen,
die auf Grund der Anerkennung befugt sind, Rechtsbehelfe nach der Verwal-
tungsgerichtsordnung gegen die Entscheidung der Planfeststellungsbehdrde

einzulegen,”

Artikel 3
Anderung des Landesnaturschutzgesetzes
Das Landesnaturschutzgesetz vom 24. Februar 2010 (GVOBI. Schl.-H. S. 301, ber.
S. 486), zuletzt geandert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 6. Dezember 2022
(GVOBI. Schl.-H. S. 1002,1003), Ressortbezeichnungen zuletzt ersetzt durch Artikel
64 der Verordnung vom 27. Oktober 2023 (GVOBI. Schl-H. S. 514, 528), wird wie
folgt gedndert:

In 8 19 wird nach Absatz 8 folgender Absatz 9 eingefugt:

»(9) Unbeachtlich sind

1. eine Verletzung der in Absatz 1 bis 8 bezeichneten Verfahrens- und Formvor-
schriften,

2. Mangel der Abwagung und der Beschreibung des Schutzzwecks,

wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres gegentiber der Naturschutzbehérde

oder Gemeinde geltend gemacht worden sind, die die Rechtsvorschrift erlassen hat.

Die Frist beginnt nur zu laufen, wenn die Naturschutzbehérde oder die Gemeinde bei

Inkraftsetzung der Rechtsvorschrift auf die Frist nach Satz 1 durch Bekanntmachung
7
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hinweist. Die Rechtsvorschrift kann durch ein ergdnzendes Verfahren zur Behebung

von Fehlern auch rickwirkend in Kraft gesetzt werden.*”

Artikel 4
Anderung des Landes-UVP-Gesetzes
Das Landes-UVP-Gesetz vom 13. Mai 2003 (GVOBI. Schl.-H. S. 246), zuletzt gean-
dert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 13. November 2019 (GVOBI. Schl.-H. S. 425,
468), wird wie folgt geandert:

Anlage 1 wird wie folgt geandert:

1. Nummer 2.4 wird wie folgt gefasst:

Nr. Vorhaben Spalte Spalte

w2.4 Bau oder Ausbau von sonstigen Landes-, A*
Kreis- oder Gemeindestraf3en oder sons-
tigen Stral3en, wenn diese Stral3e einen
durchschnittlichen taglichen Verkehr von
mehr als 10.000 Kraftfahrzeugen in 24
Stunden aufweist. Dies gilt nicht fir den
Bau oder Ausbau von unselbstandigen
Rad- und Gehwegen mit einer durchge-
henden Lange bis einschliel3lich 5 Kilo-
metern, es sei denn die Mal3nahme un-
terliegt einer Vertraglichkeitsprifung nach
§ 34 des Bundesnaturschutzgesetzes
und 8§ 25 des Landesnaturschutzgeset-
zes, fuhrt durch ein Naturschutzgebiet o-
der einen Nationalpark oder liegt in der
Schutzzone | oder Il eines Wasserschutz-

gebietes.

2. Nummer 2.5 Buchstabe b wird wie folgt gefasst:
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Nr. Vorhaben Spalte Spalte
1 2

,D) in gesetzlich geschitzten Biotopen nach S*
8 30 des Bundesnaturschutzgesetzes und

8 21 des Landesnaturschutzgesetzes, aus-
genommen Knickdurchbriiche, oder in ge-
schitzten Landschaftsbestandteilen oder auf
einer Lange von 500 Metern oder mehr in
Waldern nach § 2 Absatz 1 Landeswaldge-
setz liegt. Dies gilt nicht fir den Bau oder
Ausbau von unselbstandigen Rad- und Geh-
wegen mit einer durchgehenden Lange bis
einschliel3lich 5 Kilometern in gesetzlich ge-
schutzten Biotopen nach § 30 des Bun-
desnaturschutzgesetzes und § 21 des Lan-
desnaturschutzgesetzes oder in geschitzten

Landschaftsbestandteilen.

Artikel 5
Inkrafttreten
Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkindung in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkinden.

Kiel,
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Daniel Gunther
Ministerprasident

Dr. Sabine Suitterlin-Waack
Ministerin fir Inneres, Kommunales,

Wohnen und Sport

10

Claus Ruhe Madsen
Minister fir Wirtschaft, Verkehr, Arbeit,

Technologie und Tourismus

Tobias Goldschmidt
Minister fir Energiewende, Klimaschutz,

Umwelt und Natur
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Beqgrindung:

A. Allgemeiner Teil

Dieser Gesetzentwurf soll im Wesentlichen dazu dienen, die Planungs- und Geneh-
migungsvorhaben im Stral3enbereich effizienter zu gestalten. Hierzu sollen zum ei-
nen die mit dem Gesetz zur Beschleunigung von Planungs- und Genehmigungsver-
fahren im Verkehrsbereich und zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2021/1187 Uber
die Straffung von Maflinahmen zur rascheren Verwirklichung des transeuropéischen
Verkehrsnetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 409) im Bundesfernstra-
Rengesetz (FStrG) eingefiihrten Beschleunigungsmaoglichkeiten in grof3en Teilen in
das Strafl3en- und Wegegesetz des Landes Schleswig-Holstein (StrWG) tbernom-
men werden (z. B. die sog. vor-vorzeitige Besitzeinweisung, d.h. eine noch friihzeiti-

gere vorzeitige Besitzeinweisung bereits vor Erlass eines Planfeststellungsbeschlus

ses bzw. einer Plangenehmigung). Auch andere bereits vorhandene Verfahrenser-
leichterungen, wie z. B. die Méglichkeit von Plangenehmigungsverfahren fir UVP-

pflichtige Vorhaben, sollen auf Landesebene eingefihrt werden.

Darlber hinaus soll eine Beschleunigung des Radwegebaus bewirkt werden, indem
eine mal3volle Begrenzung der UVP-Vorprufungspflichten fir stral3enbegleitende

Radwege vorgenommen wird.

Zudem sollen kiunftig im Falle von Plangenehmigungen nur noch die Herstellung des
Benehmens mit vom Land Schleswig-Holstein nach dem Umweltrechtsbehelfsgesetz
(UmwRG) anerkannten Naturschutzvereinigungen erforderlich sein und 8 19 Absatz
9 Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG) in seiner alten Fassung wiedereingefiihrt
werden, sodass die Verletzung bestimmter Verfahrens- und Formvorschriften sowie
Mangel in der Abwagung, die nicht innerhalb eines Jahres geltend gemacht werden,

unbeachtlich sind.

B. Zu den einzelnen Anderungen
Zu Artikel 1 (Anderung des StraRen-und Wegegesetzes)

Zu Nummer 1 (Inhaltstibersicht)

Der neue 8 40g macht eine Anpassung der Inhaltstibersicht erforderlich.

11
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Zu Nummer 2 (§ 39a)

Buchstabe a

In Harmonisierung mit der tberwiegend gleichlautenden bundesrechtlichen Vorschrift
des 8§ 16a Absatz 1 Satz 1 FStrG wird klargestellt, dass die aus dieser Norm resultie-
renden Duldungspflichten nicht nur im Rahmen der Planung, die Gegenstand des
Planfeststellungsbeschlusses bzw. der Plangenehmigung ist, gelten, sondern auch

fur die nachgelagerte Ausfiihrungsplanung zwecks Baudurchfiihrung.

Buchstabe b

Die Erganzung des Katalogs des 8§ 39a Absatz 1 StrWG analog zur jingsten Anpas-
sung des 8 16 a Absatz 1 Satz 1 FStrG dient der beschleunigten Umsetzung von
Vorhaben. Durch die Anderung werden Kampfmittelraumungen, archaologische Un-
tersuchungen und Bergungen den ubrigen in 8 39a Absatz 1 StrwG genannten Vor-
arbeiten gleichgestellt. Auch diese sollen kiinftig ohne vorlaufige Anordnung der
Planfeststellungsbehérde durch die Eigentimerin bzw. den Eigentimer und/oder die
sonstigen Nutzungsberechtigten zu dulden sein. Erforderlich ist jedoch eine entspre-
chende Duldungsverfigung durch den Vorhabentrager bzw. die Vorhabentragerin
gegeniber der jeweils betroffenen Person. Bei Durchfiihrung entsprechender Mal3-
nahmen ist seitens des Vorhabentragers der im Rahmen von gesetzlichen Inhalts-
und Schrankenbestimmungen nach Artikel 14 Absatz 1 Satz 2 Grundgesetz geltende
VerhéaltnismaRigkeitsgrundsatz zu beachten. Das bedeutet insbesondere, dass die
nach 8 39a Absatz 1 StrWG zulassigen Vorarbeiten nicht dauerhaft auf das Grund-

stuck einwirken dirfen.

Zu Nummer 3 (§ 40 Absatz 4)
Der neue Satz 2 der landesrechtlichen Vorschrift des § 40 Absatz 4 StrWG &hnelt
dem Satz 3 der bundesrechtlichen Vorschrift des § 17 Absatz 1 FStrG. Die bundes-

rechtlich bereits eingefiihrte Klarstellung, wonach keine Anderung an einer StraRe

vorliegt, wenn die baulichen MaRnahmen im Zuge des Wiederaufbaus nach einer
Naturkatastrophe erforderlich sind, um die Strafl3e vor Naturereignissen zu schiitzen
und in einem raumlich begrenzten Korridor entlang des Trassenverlaufs erfolgt, wird

nun auch in Landesrecht tbernommen.

12
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Zu Nummer 4 (8§ 40a)

Zwecks Harmonisierung mit der bundesrechtlichen Regelung des 8 17 Absatz 5 Satz

2 FStrG soll kuinftig in der Regel im Falle der Anderung eines bereits ausgelegten,
aber noch nicht festgestellten Plans im Regelfall von einer Erdrterung abgesehen

werden.

Zu Nummer 5 (8 40Db)
Durch die Ergadnzung des 8 40b Absatz 1 StrWG in Verbindung mit dem neuen Ab-

satz 3 wird es ermdglicht, auch fur Vorhaben, die einer Umweltvertraglichkeitspri-

fung unterliegen, ein Plangenehmigungsverfahren durchzufiihren.

Die Mdglichkeit, auch im Falle einer Pflicht zur Durchfihrung einer Umweltvertrag-
lichkeitsprifung nach dem Landes-UVP-Gesetz (LUVPG) anstelle eines Planfeststel-
lungsbeschlusses eine Plangenehmigung zu erteilen, wurde u. a. im FStrG bereits im
Jahr 2018 eingefiihrt (Anderung des § 17b Absatz 1 Nummer 1 durch das Gesetz zur
Beschleunigung von Planungs- und Genehmigungsverfahren im Verkehrsbereich
vom 29. November 2018, BGBI. | S. 2237). Durch den Verzicht auf das Planfeststel-
lungsverfahren kénnen Vorhaben, in denen Rechte anderer nicht beeintrachtigt wer-
den und das Benehmen mit den betroffenen Tragern o6ffentlicher Belange hergestellt

ist, im weniger zeitaufwendigen Plangenehmigungsverfahren behandelt werden.

Der Verweis auf die Anwendbarkeit des Landes-UVP-Gesetz in Satz 2 bewirkt, dass
— bis auf den dort in 8 4 Absatz 1 vorhandenen Verweis auf § 21 Absatz 3 des Ge-
setzes uber Umweltvertraglichkeitspriifung — im Ubrigen das Landesgesetz tiber die
Umweltvertraglichkeitsprifung gilt. Hiermit wird sichergestellt, dass tber denin § 4
Absatz 1 Satz 1 geregelten Verweis des Landes-UVP-Gesetzes in das (Bundes-)Ge-
setz zur Umweltvertraglichkeitsprifung diejenigen bundesrechtlichen Vorschriften zur

Anwendung kommen, die europarechtliche Vorgaben umsetzen.

Urspringlich enthielt 8 40b StrWG zur Harmonisierung mit dem FStrG die klarstel-
lende Mal3gabe, dass dem Planfeststellungsbeschluss oder der Plangenehmigung
stets eine Rechtsbehelfsbelehrung im Sinne des § 108 Absatz 5 Landesverwaltungs-
gesetz (LVWG) beizufugen ist. Diese Regelung wird angesichts der zwischenzeitlich
erfolgten Anderung des FStrG in diesem Bereich und vor dem Hintergrund der allge-
meineren Regelung des § 136 Absatz 2 Satz 3 LVwG nicht ibernommen.

13
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Zu Nummer 6 (8 40q)
In Austibung der Ermachtigungsgrundlage des 8 80 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 Ver-

waltungsgerichtsordnung (VwWGO) soll fiir LandesstraRenprojekte die Anfechtungs-
klage kunftig keine aufschiebende Wirkung mehr entfalten. In 8 3 Absatz 1 Nr. 1
StrWG sind Landesstral3en als Straf3en definiert, die zusammen mit den Bundesfern-
stral3en ein Verkehrsnetz bilden und tberwiegend dem weitrdumigen Verkehr inner-
halb des Landes zu dienen bestimmt sind. Die zentrale Verkehrsfunktion dieser Stra-
Ben gebietet es, das 6ffentliche Sofortvollzugsinteresse grundsatzlich héher zu ge-
wichten als das Aussetzungsinteresse einzelner betroffener Personen. Die aufschie-
bende Wirkung der Anfechtungsklage kann aber nach § 80 Absatz 5 Satz 1 der

VwGO auf Antrag angeordnet werden.

Zu Nummer 7 (8§ 43)
Die neue landesrechtliche Vorschrift des § 43 Absatz 1a StrWG entspricht der bun-
desrechtlichen Vorschrift des § 18f Absatz FStrG.

Das mit dem neuen Absatz l1a eingeflihrte Instrument der sog. vor-vorzeitigen Besitz-
einweisung (bereits jetzt moglich ist die vorzeitige Besitzeinweisung bei vorhande-
nem, jedoch ggf. noch nicht bestandskréftigem Planfeststellungsbeschluss bzw. vor-
handener, aber noch nicht bestandskraftiger Plangenehmigung) soll eine noch ziigi-
gere Realisierung von Vorhaben erméglichen. Kinftig soll schon vor Erlass eines
Planfeststellungsbeschlusses eine Besitzeinweisung erlassen werden kdnnen. Fri-
hester mafRgeblicher Zeitpunkt fur die Antragstellung und damit Einleitung des Ver-
fahrens ist der Ablauf der Einwendungsfrist nach 8§ 140 Absatz 4 Satz 1 LVwG. Zu
diesem Zeitpunkt kann bereits davon ausgegangen werden kann, dass die Planfest-
stellungsbehérde ausreichende Kenntnisse lber das Vorhaben verfiigt, um den Plan-
feststellungsbeschluss bzw. die Plangenehmigung anhand des derzeitigen Verfah-
rensstandes im Rahmen einer Prognoseentscheidung zu antizipieren. Die fir die Be-
sitzeinweisung zustandige Enteignungsbehdrde des Landes kann diese ihrer Ent-
scheidung zugrunde legen. Der Beschluss Uber die vor-vorzeitige Besitzeinweisung
ist mit der aufschiebenden Bedingung zu erlassen, dass sein Ergebnis durch den
Planfeststellungsbeschluss bzw. die Plangenehmigung bestatigt wird. Wird der Be-
sitzeinweisungsbeschluss durch den Planfeststellungsbeschluss oder die Plangeneh-
migung nicht (in Ganze) bestétigt, ist das bestehende Besitzeinweisungsverfahren

wiederaufzugreifen und der Besitzeinweisungsbeschluss auf Grundlage der neuen
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Sachlage zu andern bzw. erganzen (vgl. Satz 4). Im Ubrigen wird auf die amtliche
Begrindung des Entwurfes des Bundesministeriums fir Digitales und Verkehr vom
17. Mai 2023 hinsichtlich der Anderung des § 18f Absatz 1a FStrG (BT-Drs. 20/6879,

S. 62) verwiesen.

Zu Artikel 2 (Anderung des Landesverwaltungsgesetzes)

Nach der bisherigen Regelung des 8§ 141 Absatz 6 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b)
kann eine Plangenehmigung nur erteilt werden, wenn mit allen Vereinigungen, die
auf Grund einer Anerkennung nach anderen Rechtsvorschriften befugt sind, Rechts-
behelfe nach der VwGO gegen die Entscheidung der Planfeststellungsbehdrde ein-
zulegen, das Benehmen hergestellt worden ist. Diese Uiberaus weitgehende Beteili-
gungsregelung gibt es bundesweit nur in Schleswig-Holstein. Danach sind bisher
nicht nur vom Land Schleswig-Holstein nach dem Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz (Um-
WRG) anerkannte Umweltvereinigungen, sondern auch Umweltvereinigungen, deren
Tatigkeitsbereich Gber das Gebiet des Landes Schleswig-Holstein hinausgeht und
die damit vom Umweltbundesamt anerkannt werden, sowie bei landestbergreifenden
Vorhaben zusatzlich die vom Nachbarland anerkannten Umweltvereinigungen von
der Behorde anzuhdren. Im Sinne einer Planungs- und Verfahrensbeschleunigung ist
es geboten und in der Sache angemessen, diese sehr weitgehende Regelung zur
Herstellung des Benehmens auf die vom Land Schleswig-Holstein nach UmwRG an-

erkannten Naturschutzvereinigungen zu begrenzen.

Zu Artikel 3 (Anderung des Landesnaturschutzgesetzes)

Die gleichlautende Vorschrift wurde im Zuge der Neufassung des Landesnatur-
schutzgesetzes 2016 mit der Begriindung gestrichen, dass eine eigene Préklusions-
regelung in § 19 Absatz 9 LNatSchG nicht mehr erforderlich sei, da seit dem
1.1.2007 fur Normenkontrollantrage nach § 47 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO)
ohnehin auch die Jahresfrist und keine abweichende langere Frist mehr gilt. Bei der
Streichung des § 19 Absatz 9 LNatSchG wurde seinerzeit allerdings nicht bedacht,
dass die RechtmaRigkeit einer Schutzgebietsverordnung auch nach Ablauf der for-
mell wirkenden Praklusionsfrist des § 47 VwGO jederzeit inzident in anderen Recht-
streitverfahren geprift werden kann. Die sich daraus ergebende Rechtsunsicherheit
einer unbefristeten Feststellung der Rechtswidrigkeit der Verordnung wird durch die
Wiedereinfiihrung der materiellen Praklusionsvorschrift in § 19 Absatz 9 LNatSchG

beseitigt. Hierdurch wird die Planungssicherheit fir Vorhabentrager gestarkt.
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Zu Artikel 4 (Anderung des Landes-UVP-Gesetzes)

Nach der bisherigen Regelung der Nummer 2.4 der Anlage 1 zum LUVPG ist flr den
Bau von unselbstédndigen Radwegen eine allgemeine UVP-Vorprifung fir die Falle
angeordnet, in denen der Bau des unselbstandigen Radweges an einer sonstigen
Landes-, Kreis- oder Gemeindestral3en oder sonstigen Stral3e erfolgen soll, wenn
diese Stral3e einen durchschnittlichen taglichen Verkehr von mehr als 10.000 Kraft-
fahrzeugen in 24 Stunden aufweist. Unterhalb dieser Schwelle des durchschnittlichen
taglichen Verkehrs ist nur unter bestimmten Voraussetzungen eine standortbezo-

gene UVP-Vorprifung erforderlich (s. Nummer 2.5 der Anlage 1 zum LUVPG).

Im Sinne einer Planungs- und Verfahrensbeschleunigung sollen insbesondere mit
Blick auf die anstehende Mobilitditswende bei dem Bau eines Radweges an beste-
henden StraRen das Erfordernis zur Durchfiihrung einer UVP-Vorprifung durch Fest-
legung angemessener Bagatellschwellen maR3voll reduziert werden soll. Hierzu wer-

den die Nummern 2.4 und 2.5 der Anlage 1 zum LUVPG entsprechend geandert.

Die Anderungen sehen in Nummer 2.4 der Anlage 1 zum LUVPG vor, dass fiir den
Bau oder Ausbau von unselbstandigen Rad- und Gehwegen mit einer durchgehen-
den Lange bis einschliel3lich 5 Kilometern an Stral3en mit einem durchschnittlichen
taglichen Verkehr von mehr als 10.000 Kraftfahrzeugen in 24 Stunden keine allge-
meine UVP-Vorpriufungspflicht besteht, es sei denn die Mal3hahme unterliegt einer
Vertraglichkeitsprifung nach 8§ 34 des Bundesnaturschutzgesetzes und § 25 des
Landesnaturschutzgesetzes, fuhrt durch ein Naturschutzgebiet oder einen National-
park oder liegt in der Schutzzone | oder Il eines Wasserschutzgebietes.

In Nummer 2.5 der Anlage 1 zum LUVPG wird zudem bestimmt, dass an sonstigen
Stral3en, die taglich weniger Verkehr aufnehmen, fir den Bau oder Ausbau von un-
selbstandigen Rad- und Gehwegen mit einer durchgehenden Lange bis einschliel3-
lich 5 Kilometern in gesetzlich geschutzten Biotopen nach 8 30 des Bundesnatur-
schutzgesetzes und 8§ 21 des LNatschG oder in geschitzten Landschaftsbestandtei-

len kiinftig keine standortbezogene UVP-Vorprifung mehr erforderlich ist.

In Schleswig-Holstein sind durchschnittlich geringe Entfernungen zwischen Siedlun-
gen und Dorfern gegeben. Im Hinblick auf Verbindungen von Rad- und Gehwegen
zwischen den Kommunen wird eine Entfernung von durchschnittlich 5 km zugrunde

gelegt. Dem tragen die vorgeschlagenen Anderungen Rechnung. Sie sind auch aus
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natur- und umweltschutzfachlicher Sicht vertretbar, da die materiellen Standards
nicht berthrt werden.

Zu Artikel 5 (Inkrafttreten)

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten.

17



	Leere Seite
	Anschreiben an LT.pdf
	Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und Tourismus | Postfach 7128 | 24171 Kiel
	Präsidentin des
	Schleswig-Holsteinischen Landtages
	Frau Kristina Herbst
	Landeshaus
	24105 Kiel

	Gesetzentwurf.pdf
	Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung von Planungs- und Genehmigungsverfahren im Infrastrukturbereich
	Gesetzentwurf der Landesregierung
	A. Problem
	B. Lösung
	C. Alternativen
	1. Kosten
	2. Verwaltungsaufwand
	3. Auswirkungen auf die private Wirtschaft

	E. Nachhaltigkeit
	F. Länderübergreifende Zusammenarbeit
	G. Information des Landtages nach Artikel 28 der Landesverfassung in Verbindung im dem Parlamentsinformationsgesetz
	H. Federführung
	Gesetz zur Beschleunigung von Planungs- und Genehmigungsverfahren im Infrastrukturbereich
	Vom …
	Artikel 1
	Änderung des Straßen- und Wegegesetzes
	Artikel 2
	Änderung des Landesverwaltungsgesetzes
	Artikel 3
	Änderung des Landesnaturschutzgesetzes
	Artikel 4
	Änderung des Landes-UVP-Gesetzes
	Artikel 5
	Inkrafttreten

	Begründung:
	A. Allgemeiner Teil
	B. Zu den einzelnen Änderungen
	Zu Artikel 1 (Änderung des Straßen-und Wegegesetzes)
	Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht)
	Zu Nummer 2 (§ 39a)
	Buchstabe a
	Buchstabe b

	Zu Nummer 3 (§ 40 Absatz 4)
	Zu Nummer 4 (§ 40a)
	Zu Nummer 5 (§ 40b)
	Zu Nummer 6 (§ 40g)
	Zu Nummer 7 (§ 43)

	Zu Artikel 2 (Änderung des Landesverwaltungsgesetzes)
	Zu Artikel 3 (Änderung des Landesnaturschutzgesetzes)
	Zu Artikel 4 (Änderung des Landes-UVP-Gesetzes)
	Zu Artikel 5 (Inkrafttreten)





